
gendhilfegesetzes als Empfehlung an die künftigen Länder im 
Sinne einer Bedarfsorientierung. Damit soll verhindert werden, 
daß Kindereinrichtungen geschlossen werden, für die Bedarf be­
steht.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Zum Abschluß der Debatte bitte ich die Abge­
ordnete Landgraf von der Fraktion der DSU, ihr Statement abzu­
geben. Bitte schön.

Frau Landgraf für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die DSU begrüßt 
grundsätzlich die Erhaltung der Krippen und Kindergärten, aber 
die DSU befürwortet nicht, daß schon heute in das Hoheitsrecht 
der Länder bzw. der Kommunen eingegriffen wird.

Die jetzige Regierung ist nicht berechtigt, dem vorzugreifen. 
Wenn überhaupt, dann kann höchstens das gesamtdeutsche Par­
lament noch einmal dazu in Beratung gehen; denn die sind letz­
ten Endes die Zahler, und wir können denen heute hier keine 
Vorschriften machen. - Danke.

(Schwacher Beifall bei DSU und CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Damit ist die Aussprache oder die Abgabe der 
Statements beendet.

Meine Damen und Herren! Das Präsidium schlägt vor, den ge­
meinsamen Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bünd­
nis 90/Grüne auf Drucksache Nr. 222 zu überweisen zur feder­
führenden Beratung an den Ausschuß für Familie und Frauen 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Bildung und den 
Haushaltsausschuß. Wer mit diesem Überweisungsvorschlag 
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke 
schön. Gegenstimmen? - Danke. Stimmenthaltungen? - Bei we­
nigen Gegenstimmen und wenigen Stimmenthaltunen ist die 
Überweisung so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wir treten jetzt in eine Pause ein 
und unterbrechen die 34. Tagung bis 14.30 Uhr. - Danke schön.

(Unterbrechung der Sitzung)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Meine Damen und Herren! Wir setzen die Beratungen fort. Ich 
rufe auf Tagesordnungspunkt 10:

Antrag des Ministerrates
Gesetz über die Schiedsstellen in den Gemeinden 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 213)

Ich bitte zunächst den Vertreter des Ministerrates, Herrn 
Staatssekretär Dr. Walther, diesen Gesetzentwurf zu begründen. 
- Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Dr. Walther, Staatssekretär im Ministerium der Justiz:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge­
sellschaftliche Gerichte als Bestandteil des Gerichtssystems in 
der DDR können nach dem Wirksamwerden des Beitritts zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes keinen Bestand mehr ha­
ben. Sie lassen sich nicht in die in der Bundesrepublik Deutsch­
land bestehende Gerichtsstruktur einfügen.
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Unabhängig davon ist festzustellen, daß die gesellschaftlichen 
Gerichte eine umfangreiche wirksame Rechtsarbeit geleistet ha­
ben. Im Jahre 1989 allein führten die Konfliktkommissionen und 
die Schiedskommissionen insgesamt rund 85 000 Beratungen 
durch, darunter rund 54 000 Beratungen zur Beilegung von Ar­
beitsrechtsstreitfällen.

Gegenüber 315 000 Bürgern, die ehrenamtlich in einem gesell­
schaftlichen Gericht wirkten, gebührt für ihren Einsatz zum 
Schutze der persönlichen Rechte und der Interessen der Bürger 
sowie zur Vorbeugung von Straftaten und anderen Rechtsverlet­
zungen unser Dank. Die im Rahmen der Tätigkeit der gesell­
schaftlichen Gerichte entwickelten Formen der Beteiligung des 
Volkes an der Rechtspflege sollten erhalten und unter Beach­
tung rechtsstaatlicher Prinzipien neu konzipiert werden.

Wir sollten auf die Möglichkeit außergerichtlicher Streitbeile­
gung in unserem Lande nicht verzichten. Auch in der Bundesre­
publik haben sich auf diesem Gebiet vielfältige Formen heraus­
gebildet. Ihre Nutzung ist zum Teil in Rechtsvorschriften ver­
bindlich geregelt.

Mit dem Entwurf des vorgelegten Gesetzes soll ein möglichst 
reibungsloser Übergang von der Tätigkeit gesellschaftlicher Ge­
richte zu den Schiedsstellen als einer Form außergerichtlicher 
Streitbeilegung geschaffen werden. Die Schiedsstellen sollen 
für die Durchführung des Schlichtungsverfahrens in bürgerli­
chen Rechtsstreitigkeiten und in Strafsachen zuständig sein.

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet das Schlichtungs^ 
verfahren über vermögensrechtliche Ansprüche statt, soweit die 
Schiedsstellen für Arbeitsrecht oder die Kammern für Arbeits­
recht der Kreisgerichte nicht zuständig sind. Es ist darauf ge­
richtet, den Rechtsstreit im Wege der Einigung gütlich beizule­
gen. Das Schlichtungsverfahren wird auf Grund eines Antrages 
einer der am Rechtsstreit beteiligten Personen durchgeführt, ist 
aber nicht zwingend der Einreichung einer gerichtlichen Klage 
vorgeschaltet.

Das Schlichtungsverfahren in Strafsachen umfaßt einerseits 
das Sühneverfahren vor Erhebung der Privatklage gemäß § 380 
Strafprozeßordnung, andererseits das Verfahren zur außerge­
richtlichen Erledigung einer Strafsache.

In dem Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß 
die Schiedsstellen die von der Landesjustizverwaltung zu be­
zeichnende Vergleichsbehörde im Sinne des §380 Strafprozeß­
ordnung sind. Die Erhebung einer Klage wegen Hausfriedens­
bruchs, Beleidigung, Verletzung des Briefgeheimnisses, Kör­
perverletzung gemäß §§223 und 230 Strafgesetzbuch, Bedro­
hung und Sachbeschädigung wird erst zulässig, nachdem die 
Sühne vor dieser Vergleichsbehörde erfolglos versucht worden 
ist.

Die Regelungen zum Schlichtungsverfahren zur außerge­
richtlichen Erledigung einer Strafsache gehen über vergleichba­
re Regelungen in der Bundesrepublik hinaus. Sie knüpfen je­
doch an die dort gesammelten Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Täter-Opfer-Ausgleichs an. Ebenso knüpfen sie an die in unse­
rem Lande bewährte Praxis der Übergabe von Strafsachen zur 
Beratung und Entscheidung an gesellschaftliche Gerichte an. 
Das Schlichtungsverfahren zur außergerichtlichen Erledigung 
einer Strafsache ist darauf gerichtet, den durch die Straftat ge­
störten sozialen Frieden wieder herzustellen und den Ausgleich 
zwischen Täter und Opfer zu erreichen. Bei einem Vergehen, 
dessen Folgen geringfügig sind, kann der Staatsanwalt bei ge­
ringer Schuld des Täters und mit dessen Zustimmung die Sache 
einer Schiedsstelle übergeben, insbesondere wenn dadurch eine 
außergerichtliche Erledigung der Sache namentlich im Wege 
der Wiedergutmachung oder des Täter-Opfer-Ausgleichs zu er­
warten ist und kein öffentliches Interesse an der Erhebung der 
öffentlichen Klage besteht.

Die Praxis wird zeigen, inwieweit die Bestimmungen zur außer­
gerichtlichen Erledigung einer Strafsache geeignet sind, später in 
eine entsprechende gesamtdeutsche Regelung einzufließen.

Meine Damen und Herren! Das Gesetz über die Schiedsstellen


